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Diese Seite wurde maschinell übersetzt [Link].  Maschinelle Übersetzungen können Fehler 
enthalten, die die Klarheit und Genauigkeit beeinträchtigen können. Der Bürgerbeauftragte 
übernimmt keine Haftung für etwaige Unstimmigkeiten. Die zuverlässigsten Informationen und 
die größte Rechtssicherheit finden Sie in der verlinkten Originalversion auf Englisch.  Weitere 
Informationen finden Sie in unserer Sprachen- und Übersetzungsregelung [Link]. 

Beschluss über die Rolle der Europäischen 
Kommission bei der Bewertung der Nachhaltigkeit von 
Gasprojekten auf der Liste der „Projekte von regionaler
Bedeutung“ der „Energiegemeinschaft“ (327/2021/KR) 

Entscheidung 
Fall 327/2021/KR  - Geöffnet am 19/04/2021  - Entscheidung vom 15/07/2022  - Betroffene 
Institution Europäische Kommission ( Kein Missstand festgestellt )  | 

 Der Beschwerdeführer, eine zivilgesellschaftliche Organisation, äußerte Bedenken hinsichtlich 
der Nachhaltigkeitsbewertung von Gasprojekten in der Energiegemeinschaft, einer 
internationalen Organisation für die Energiekooperation zwischen der EU und den Ländern des 
westlichen Balkans und der Schwarzmeerregion. Solche Projekte können von gestrafften 
Genehmigungsverfahren profitieren und müssen die Kriterien der EU-Verordnung über die 
transeuropäischen Netze für Energie (TEN-E) erfüllen, wie sie auch von der 
Energiegemeinschaft angewandt werden. 

Die Energiegemeinschaft ist kein Organ der EU und liegt somit außerhalb des Mandats des 
Bürgerbeauftragten. Da die Europäische Kommission jedoch die EU in der 
Energiegemeinschaft vertritt, forderte die Bürgerbeauftragte die Kommission auf, zu erläutern, 
wie sie eine ordnungsgemäße Bewertung der Nachhaltigkeit von Gasprojekten und ihre Rolle in
diesem Prozess gewährleistet. 

Im Rahmen dieser Untersuchung gab die Kommission auch einen aktuellen Überblick über ihre 
Bemühungen, die Bewertung der Nachhaltigkeit von EU-Gasprojekten von gemeinsamem 
Interesse (PCI) zu verbessern, die Gegenstand einer früheren 
Bürgerbeauftragten-Untersuchung war. 

Der Bürgerbeauftragte hielt die Erläuterungen der Kommission für zufrieden stellend und 
schloss den Fall mit der Feststellung eines Missstands in der Verwaltungstätigkeit ab. 

https://www.ombudsman.europa.eu/etranslation
https://www.ombudsman.europa.eu/languagepolicy


2

Hintergrund der Beschwerde 

1. Die Beschwerde betrifft die Rolle der Europäischen Kommission bei der Bewertung der 
Nachhaltigkeit von Gasprojekten in der Energiegemeinschaft [1] . 

2. Die Energiegemeinschaft ist eine internationale Organisation, die die EU mit 
„Vertragsparteien“, d. h. den Ländern des westlichen Balkans und der Schwarzmeerregion, 
zusammenbringt. [2]  Die Kommission fungiert als Vertreterin der EU im Ministerrat der 
Energiegemeinschaft, der ihr höchstes Entscheidungsgremium ist [3] . 

3. Die Energiegemeinschaft erweitert die EU-Vorschriften und -Grundsätze für den 
Energiebinnenmarkt auf die Vertragsparteien. Dies geschieht mit dem Ziel, einen integrierten, 
stabilen und wettbewerbsfähigen Energiemarkt zu schaffen, die Versorgungssicherheit zu 
verbessern und die Umweltsituation in Bezug auf die Energieversorgung zu verbessern. 

4. Eine der Aufgaben der Energiegemeinschaft besteht darin, vorrangige 
Energieinfrastrukturprojekte zu benennen. Eine solche Benennung hat insbesondere zur Folge, 
dass die Projekte von gestrafften Genehmigungsverfahren profitieren und den Zugang zu 
Finanzmitteln auf den Finanzmärkten erleichtern können. Die Projekte müssen den Kriterien der
EU-Verordnung über transeuropäische Energienetze (TEN-E) entsprechen, wie sie auch von 
der Energiegemeinschaft angewandt werden. [4]  Die Projekte können Energieinfrastrukturen 
für Strom, Gas und Öl betreffen. 

5. Der Beschwerdeführer, eine zivilgesellschaftliche Organisation, war der Auffassung, dass die 
Kommission es versäumt habe, sicherzustellen, dass die Nachhaltigkeit von Gasprojekten 
ordnungsgemäß bewertet wurde, bevor sie in die Liste der Projekte von regionaler Bedeutung 
2020 der Energiegemeinschaft aufgenommen wurde [5] . 

6. Im April 2020 machte der Beschwerdeführer seine Bedenken in einer öffentlichen 
Konsultation zur Liste der Vorhaben von regionaler Bedeutung der Energiegemeinschaft 
bekannt. Anschließend äußerte der Beschwerdeführer seine Bedenken direkt bei der 
Kommission. 

7. Unzufrieden mit der Antwort der Kommission wandte sich der Beschwerdeführer im Februar 
2021 an den Bürgerbeauftragten. 

Die Untersuchung 

8. Der Bürgerbeauftragte leitete eine Untersuchung zu folgenden Fragen ein: 

· Ob die Kommission erklären kann, warum die Methode zur Bewertung der Nachhaltigkeit der 
betreffenden Gasprojekte zweckdienlich war; und 
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· Was die Kommission innerhalb der Energiegemeinschaft tut, um die Methodik voranzutreiben, 
die sie für die richtige hält. 

9. Da die Energiegemeinschaft nicht unter das Mandat des Bürgerbeauftragten fällt, hat die 
Untersuchung ihre Maßnahmen nicht bewertet. Der Gegenstand der Untersuchung wurde auf 
die oben dargelegten Maßnahmen der Kommission beschränkt. 

10. Da die Fragen im Zusammenhang mit einer früheren Bürgerbeauftragten-Untersuchung [6]  
zur Nachhaltigkeitsbewertung von EU-Gasprojekten in der EU-Liste der Vorhaben von 
gemeinsamem Interesse (PCI-Liste) stehen, forderte der Bürgerbeauftragte die Kommission 
auf, diesbezüglich aktuelle Informationen zu übermitteln. 

11. Im Laufe der Untersuchung erhielt der Bürgerbeauftragte die Antwort der Kommission [7]  
und anschließend die Bemerkungen des Beschwerdeführers in Antwort auf die Antwort der 
Kommission [8] . Die ausführlichen Argumente der Parteien sowie ihre eingehende Würdigung 
sind im Anhang enthalten. 

12. Bei der Untersuchung kam es zu einer Verzögerung, für die sich der Bürgerbeauftragte 
beim Beschwerdeführer entschuldigt hat. 
Bewertung des Bürgerbeauftragten 
13. In diesem Fall geht es nicht darum, ob bestimmte spezifische Gasprojekte als vorrangige 
Energieinfrastrukturprojekte hätten ausgewiesen werden müssen oder nicht. Die Entscheidung, 
sie als solche zu benennen, betrifft die Energiegemeinschaft, die außerhalb des Mandats des 
Bürgerbeauftragten liegt. Darüber hinaus erlauben die geltenden Vorschriften die Benennung 
eines Gasprojekts, wenn es einen wesentlichen Beitrag zu mindestens einem von vier 
alternativen Kriterien leistet, von denen die Nachhaltigkeit nur eines ist. [9]  So kann ein Projekt 
benannt werden, auch wenn es nicht zur Nachhaltigkeit beiträgt. 

14. Dieser Fall betrifft die Methodik zur Bewertung der Nachhaltigkeit von Gasprojekten. Der 
Beschwerdeführer ist der Auffassung, dass die angewandte Methodik Mängel aufwies. Die 
Kommission ist der Ansicht, dass die Methodik zweckdienlich war, obwohl die Kommission offen
für die Einführung von Verbesserungen ist. 

15. Wie der Bürgerbeauftragte zuvor festgestellt hat [10] , ist der Umfang der Überprüfung, die 
der Bürgerbeauftragte in der Lage ist, in einem solchen Fall durchzuführen, begrenzt. Der 
Bürgerbeauftragte ist kein technisches Gremium, das entscheiden kann, was die richtige 
Methodik ist. Die Rolle des Bürgerbeauftragten beschränkt sich darauf, festzustellen, ob die 
Kommission dem Beschwerdeführer eine angemessene Antwort erteilt hat und ob bei den 
Maßnahmen der Kommission ein Hinweis auf einen Verfahrensfehler oder einen 
offensichtlichen Beurteilungsfehler vorliegt. Die Grundsätze einer guten Verwaltung erfordern, 
dass eine Behörde immer in der Lage sein sollte, Handlungen zu erklären. 

16. Die Kommission, die ihre wichtige Rolle innerhalb der Energiegemeinschaft nicht bestritten 
hat, hat die Methodik und ihre Maßnahmen innerhalb der Energiegemeinschaft erläutert. Die 
Kommission hat auch erläutert, wie sie die zuvor erwähnte Bürgerbeauftragte weiterverfolgt hat.
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Aus der Antwort geht auch hervor, dass die Frage, was die richtige Methodik ist, nicht nur 
technisch komplex ist, sondern auch, dass sich die Antwort auf diese Frage im Laufe der Zeit 
entwickelt, da Erfahrungen gesammelt werden. 

17. Der Bürgerbeauftragte hält die von der Kommission vorgelegten Erläuterungen für zufrieden
stellend. 

18. Der Bürgerbeauftragte betont jedoch, wie wichtig es ist, dass die Kommission offen für 
Verbesserungen der Methodik ist und mit Interessenträgern wie dem Beschwerdeführer in 
diesem Sinne zusammenarbeitet. 

Schlußfolgerung 

Vor diesem Hintergrund schließt der Bürgerbeauftragte diesen Fall mit folgender 
Schlussfolgerung ab: 

Es gab keinen Missstand in der Verwaltung durch die Kommission. 

Der Beschwerdeführer und die Kommission werden über diesen Beschluss unterrichtet . 

Emily O'Reilly 

Europäischer Bürgerbeauftragter 

Straßburg, den 15.7.2022 

[1] https://www.energy-community.org/ [Link]

[2] https://www.energy-community.org/aboutus/whoweare.html [Link]

[3]  Siehe: https://www.energy-community.org/legal/treaty.html [Link]. 

[4]  Verordnung (EU) Nr. 347/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates über Leitlinien 
für die transeuropäische Energieinfrastruktur: 
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/en/TXT/?uri=celex%3A32013R0347 [Link]. Die 
TEN-E-Verordnung legt Regeln für die Ermittlung von Projekten fest. Je nach den beteiligten 
Ländern gibt es innerhalb der Energiegemeinschaft zwei Kategorien von Prioritätsstatus: 
Projekte von Interesse der Energiegemeinschaft (PECI), die „Vertragsparteien“ der 
Energiegemeinschaft verbinden, und Projekte von gemeinsamem Interesse (PMI), die 
EU-Mitgliedstaaten mit Vertragsparteien verbinden. EU-Projekte im Rahmen der 

https://www.energy-community.org/regionalinitiatives/infrastructure/selection.html
https://www.energy-community.org/aboutus/whoweare.html
https://www.energy-community.org/legal/treaty.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/en/TXT/?uri=celex%3A32013R0347
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TEN-E-Verordnung werden als PCI (Projekte von gemeinsamem Interesse) bezeichnet. 

[5]  Die PECI-Liste 2020 finden Sie unter: 
https://www.energy-community.org/dam/jcr:7c56ea47-20fa-4c60-865c-b0f75807c863/18thMC_Decision_2020-04_MC-EnC_PECI.pdf 
[Link]. Die Empfehlung der Energiegemeinschaft zu PMIs finden Sie hier: 
https://www.energy-community.org/dam/jcr:7309508a-228b-4e3a-ae78-903e8c4af54f/18thMC_Recommendation_2020-01_PECI.pdf 
[Link]. 

[6]  Siehe Fall 1991/2019/KR über die Maßnahmen der Europäischen Kommission zur 
Nachhaltigkeitsbewertung von Gasprojekten auf der aktuellen Liste der Vorhaben von 
gemeinsamem Interesse: https://www.ombudsman.europa.eu/en/case/en/55870 [Link]. 

[7]  Siehe: https://www.ombudsman.europa.eu/en/doc/correspondence/en/148741 [Link]. 

[8]  Siehe: https://www.ombudsman.europa.eu/en/doc/correspondence/en/158305 [Link]

[9]  Artikel 4 Absatz 2 der TEN-E-Verordnung. 

[10]  Vgl. z. B. die Entscheidung des Bürgerbeauftragten in der Sache 2030/202/NH, Rn. 18, 
https://www.ombudsman.europa.eu/en/decision/en/155352 [Link]. 

https://www.energy-community.org/dam/jcr:7c56ea47-20fa-4c60-865c-b0f75807c863/18thMC_Decision_2020-04_MC-EnC_PECI.pdf
https://www.energy-community.org/dam/jcr:7309508a-228b-4e3a-ae78-903e8c4af54f/18thMC_Recommendation_2020-01_PECI.pdf
https://www.ombudsman.europa.eu/de/case/de/55870
https://www.ombudsman.europa.eu/de/doc/correspondence/de/148741
https://www.ombudsman.europa.eu/de/doc/correspondence/de/158305
https://www.ombudsman.europa.eu/de/decision/de/155352

